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Quentin Schlapbach

Es ist eine grundlegende Frage,
mit der sich Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger beschäftigen
müssen, bevor sie ihrenAbstim-
mungszettel in die Urnewerfen:
Was passiert, wenn ich Ja stim-
me? Respektive: Was passiert,
wenn ich Nein stimme?

Antworten darauf lassen sich
im Abstimmungsbüchlein fin-
den, wo der Bundesrat über die
zurAbstimmung stehendenVor-
lagen sachgemäss und transpa-
rent informiert.Allerdings haben
sich bereits mehrere Prognosen
in diesen Unterlagen imNachhi-
nein als falsch erwiesen.
— Bei derUnternehmenssteuer-
reform 2008 unterschätzte der
Bund die Steuerausfälle massiv.
— Bei der Abschaffung der Hei-
ratsstrafe 2016 waren die Anga-
ben im Abstimmungsbüchlein
soweit von der Realität entfernt,
dass das Bundesgericht die Ab-
stimmung imNachhinein fürun-
gültig erklärte.
— Der letzte grobe Schnitzerwar
die Panne bei derAHV-Prognose
2024.Nachdemdie Bevölkerung
im September 2022 eine umfas-
sende Reform der AHV gutge-

heissen hatte, zeigte sich zwei
Jahre später, dass der Bund im
Abstimmungsbüchlein von ei-
ner viel zu pessimistischen Ent-
wicklung der AHV-Einnahmen
ausgegangen war.

Im Zuge der AHV-Panne gab
der Bundesrat der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle (EFK) den
Auftrag, eine Evaluation dieser
Prognosen durchzuführen. Die
Kontrollstelle des Bundes hat zu
diesem Zweck 147 Botschaften
des Bundesrats und 46 Abstim-
mungserläuterungenuntersucht.
DerBericht dieserUntersuchung
liegt nun vor. Undwie sich zeigt,
hat sich der Bund neben den be-
reits bekannten Fauxpas weitere
grobe Schnitzer geleistet.

—Nationalstrassen-Ausbau
ImNovember 2024 sagte die Be-
völkerung mit 53 Prozent Nein
zum Nationalstrassen-Ausbau.
Wie die EFK festhält, operierte
das federführende Departement
vonAlbert Rösti (SVP) imdamali-
genAbstimmungskampfmit un-
genauen Zahlen. Die Kosten für
die zur Abstimmung stehenden
Projekte bezifferte das Bundes-
amt für Strassen auf 4,9 Milliar-
den Franken. Laut der EFK sind

in dieser Prognose «wesentliche
Kostenfaktoren weder berück-
sichtigt, nochwird darauf hinge-
wiesen, ob diese enthalten sind
oder nicht». Hätte Röstis Depar-
tement die aktualisiertenKosten-
schätzungen der sechs Projekte,
die Teuerung und die Mehrwert-
steuer mitberücksichtigt, wären
die realistischen Kosten eher bei
6,3 Milliarden Franken gelegen.

— Initiative zur
Massentierhaltung
Im September 2022 lehnte die
Bevölkerung die Massentierhal-
tungsinitiative mit 63 Prozent
Nein-Stimmen ab. Das Bundes-
amt für Lebensmittelsicherheit
und Veterinärwesen liess vor der
Abstimmung von einem exter-
nenForschungsbüro ausrechnen,
wie hoch die Umbaukosten für

die landwirtschaftlichen Betrie-
be bei der Annahme der Initiati-
ve wären. In den Abstimmungs-
unterlagenwar zu lesen,dass der
Bundvon«jährlichenMehrkosten
von 0,4 bis 1,1 Milliarden Fran-
ken» ausgehe. Laut EFK wären
diese Mehrkosten allerdings nur
während der fünfjährigen Über-
gangsfrist angefallen. In den Jah-
rendanachwäre derKosteneffekt
«wesentlich geringer» gewesen.
Weiter blendete der Bund den
volkswirtschaftlichenNutzender
Initiative imAbstimmungsbüch-
lein komplett aus. Demnach hät-
te die Initiative positive Auswir-
kungen auf die Biodiversität ge-
habt,die auf 30und 140Millionen
Franken beziffert werden.

—CO2-Gesetz
Im Juni 2021 lehnte die Stimm-
bevölkerung das revidierte CO2-
Gesetz mit 51,6 Prozent Nein-
Stimmen knapp ab. Daraufhin
erarbeitete der Bundesrat eine
abgeschwächte Revision, die
2024 von den beiden Parlamen-
ten genehmigt wurde. Die EFK
wirft dem Bundesrat nun vor,
dass er dem Parlament Progno-
sen zu Emissionen unterbreite-
te, ohne deren Datengrundla-

gen und Methoden ausreichend
offenzulegen. Erhebliche Unsi-
cherheiten bei den CO2-Emissi-
onen – etwa bei der Entwicklung
des Verkehrs oder der Elektro-
mobilität – hat Röstis federfüh-
rendes Bundesamt für Umwelt
kaum thematisiert. Statt Band-
breiten präsentierte der Bund
Zielwerte, die eine grössere Ge-
nauigkeit suggerierten, als tat-
sächlich gegeben war. Laut EFK
fehlten dem Parlament und der
Öffentlichkeit dadurch wesent-
liche Informationen.

—Was empfiehlt die EFK?
Klar ist:Wenn sich die ungenau-
en oder sogar falschen Progno-
senweiterhin häufen,verliert die
Politik bei der Bevölkerung an
Glaubwürdigkeit undVertrauen.
«Eine hohe Prognosequalität ist
für das Funktionieren der direk-
ten Demokratie daher von we-
sentlicher Bedeutung», schreibt
die EFK. Sie empfiehlt demBun-
desrat imHinblick auf kommen-
deAbstimmungenundGesetzge-
bungen, diesem Aspekt der prä-
zisenVorhersagen deutlichmehr
Gewicht zu schenken.

Die EFK hat dem Bund sieben
Vorschläge gemacht, wie er bes-

sere und genauere Prognosen
machen kann. Neben finanziel-
len Auswirkungen soll der Bund
künftig etwa auch gesellschaftli-
che und ökologische Folgen so-
wie den Nutzen einer Vorlage
erörtern. Bei wichtigen Abstim-
mungen sollen Fachleute fürDa-
tenanalyse denProzess begleiten.
Auch sollen Prognosen systema-
tisch nach dem Vieraugenprin-
zip geprüft werden – bei beson-
ders wichtigen Vorlagen zusätz-
lich von externen Fachleuten.

—Wie reagiert der Bundesrat?
Der Bundesrat ist mit den Emp-
fehlungen der EFK im Gros-
sen und Ganzen einverstanden.
«Da die Befunde der EFK sich
zwangsweise aus Einzelfällen
ableiten, ist es für den Bundesrat
geboten, die Empfehlungen auf
verhältnismässige Art und Wei-
se umzusetzen», heisst es in ei-
ner Medienmitteilung. Es sollen
weiterhin die zuständigen Fach-
ämter dafürverantwortlich blei-
ben, dass ihre Prognosen korrekt
seien. «Angesichts der knappen
Bundesfinanzen sind die Emp-
fehlungen weitestgehend ohne
zusätzliche Ressourcen umzu-
setzen.»

Über eineMilliarde zuwenig angegeben
Falsch gerechnet Ein Bericht der Finanzkontrolle zeigt, dass der Bund die Bevölkerung vor dem Urnengang
zum Ausbau der Nationalstrassen und bei weiteren Abstimmungen fehlerhaft informiert hat. Der Bundesrat gelobt Besserung.

Der Bund hat sich
neben den bereits
bekannten Fauxpas
weitere grobe
Schnitzer geleistet.

Gestern in Luzern: Als Bundes-
rat Rösti mit seinem Team und
einer Gruppe von Medienleuten
beimBahnhof zu seinem traditi-
onellen Sommerspaziergang los-
läuft, gesellen sich plötzlich Kli-
maaktivisten dazu. Sie entrol-
len ein Banner und schreien los.
Mit Trillerpfeifen und goldenem
Glitzer ausgerüstet, begleiten sie
Rösti. Der lässt sich nicht irritie-
ren. Nur die Polizei wird etwas
nervös und ruft Verstärkung.
Uniformierte schirmen den Bun-
desrat daraufhin ab.Ohneweite-
re Zwischenfälle kann Rösti im
Verkehrshaus Luzern die wich-
tigsten Eckpunkte seiner Politik
der nächsten Monate darlegen.

Zentral für ihn: die Abstim-
mungüberdasAKW-Neubauver-
bot.Wahrscheinlich im nächsten
Februarwerde der«indirekte Ge-
genvorschlag zurBlackout-Initia-
tive» zur Abstimmung kommen.
Der Uvek-Vorsteher betont, es
bleibe diemittelfristige Strategie
des Bundesrates, möglichst viel
Strom aus Erneuerbaren zu pro-
duzieren.DerBundesrat habe da-
fürmit demStromgesetz,denBe-
schleunigungsvorlagen für Pro-
duktion und Netze sowie der
Ablehnung derWindschutziniti-
ativen bereits viel unternommen.

Gleichzeitig verteidigt Rösti
die Öffnung der Kernkraft-Op-
tion. Es werde «nicht sofort ir-
gendwo ein neuesAKWgebaut»,
sagte er.Doch die Schweizmüsse
technologieoffen bleiben.

«Intensive Diskussionen»
über Stromreserven
Kurzfristig sieht Rösti die Strom-
versorgung trotz Hitze undmög-
licher Drosselungen von Kern-
kraftwerken nicht gefährdet. Die
Versorgungssicherheit sei «aktu-
ell gegeben», sagt ermitVerweis
auf gut gefüllte Speicherseen
und eine hohe Solarproduktion.

Politisch umstritten bleibt aber
ein geplanter Kredit für Reserve-
kraftwerke. Der Bundesrat halte
diese weiterhin für nötig. Ob es
sie tatsächlich brauche,werde im
Parlament jedoch «eine intensi-
ve Diskussion».

Ein wichtiges Dossier seien
zudem neue genomische Ver-
fahren in der Pflanzenzüchtung.

Rösti grenzt diese von klassi-
scher Gentechnik ab: Transge-
ne Verfahren, also die Vermi-
schung fremder Arten, sollen in
der Schweiz weiter unter einem
Moratoriumbleiben.Bei derneu-
en Gentechnik gehe es dagegen
umVeränderungen innerhalb ei-
ner Art oder um Eingriffe, «die
in der normalen Evolution auch

verändertwerden könnten».Da-
rin sieht Rösti Chancen für die
Landwirtschaft.

Auch die künstliche Intelli-
genz verknüpft Rösti mit Stand-
ortpolitik und Stromversorgung.
Die Schweiz werde 2027 in Genf
eine internationale KI-Minister-
konferenz ausrichten. Ziel sei es
einerseits, die Schweiz «als gu-

ten KI-Standort» zu präsentie-
ren. Andererseits gehe es um
Rahmenbedingungen für ver-
trauenswürdige KI. Rösti schlägt
dabei erneut den Bogen zur
Energiepolitik: Ein Innovations-
standort könne sich nur behaup-
ten,wennman garantieren kön-
ne, «dass wir auch in 20, 30 Jah-
ren genügend Strom haben».

Zahlreiche Kinder, die im Ver-
kehrshaus auf ihrem Schulaus-
flugwaren,wollen unbedingt ein
SelfiemitAlbert Rösti. Der erfüllt
die Wünsche gerne: Nach ein
paar Minuten geduldigen War-
tens dürfen sie mit dem Medi-
enminister aufs Foto.

Cyrill Pinto

Klimaaktivisten stören Röstis Ausflug
Sommerspaziergang Der Bundesrat lädt einmal im Jahr zum Gesprächmit den Medien – diesmal waren auch Ungeladene dabei.

Die Begrüssungsrede von Umweltminister Albert Rösti gestern in Luzern wird von Umweltaktivisten gestört. Foto: Peter Schneider (Keystone)
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Kinder können unterschiedlich gut schwimmen – weil sie je nach Wohnort unterschiedlich viel Schwimmunterricht bekommen. Foto: Vanessa Lam («20 Minuten»)

Sabrina Bundi
und Annette Saloma

Eine Hitzewelle jagt die nächs-
te, der Sprung ins kühle Nass
lockt. Aber das kann gefährlich
werden: Badeunfälle in Schwei-
zer Gewässern nehmen zu. Seit
2012 sind in der Schweiz min-
destens 640 Menschen ertrun-
ken – im Schnitt rund 50 Perso-
nen pro Jahr. Und nach wie vor
ist Ertrinken die zweithäufigste
Unfall-Todesursache bei Kindern.

Das Bundesamt fürUnfallver-
hütung will mit seiner «Vision
Zero» dieseAnzahl auf nullmini-
mieren.KeinKind sollmehrdurch
einenErtrinkungsunfall sterben,
unter anderem soll der obligato-
rische Schwimmunterricht in den
Schulen dafür sorgen. Doch zwi-
schen dem Ziel und der Realität
in denGemeindenklafft ein Loch:
Schwimmen ist zwar Pflichtstoff
und im Lehrplan 21 verankert,
doch es fehlen vielerorts schlicht
die Hallenbäder.

Gemäss einer Erhebung des
Bundesamts für Sport zu den
SchweizerSportanlagen aus dem
Jahr2012gibt es schweizweit rund
450 Hallenbäder. Rein statistisch
gesehen kommt also ein Hallen-
bad auf rund 20’000 Personen.

Was das bedeutet, zeigt ein
Vergleich zwischen verschiede-
nen Gemeinden im Kanton Zü-
rich. Der Lehrplan 21 empfiehlt
von der ersten bis zur dritten
Klasse alle zwei Wochen eine
Stunde Schwimmunterricht –
oder insgesamt 40 Lektionen.

Die Stadt Zürich verfügt über
24 Wassersportanlagen, und die
Zürcher Kinder gehen sogar wö-

chentlich ins Schwimmen. Win-
terthur hingegen besitzt ledig-
lich drei Bäder fürdenUnterricht.
Wegen der knappen Kapazitäten
kann laut Sportamt Winterthur
nurdieHälftederempfohlenen40
Lektionen durchgeführt werden.

Kinder sollten imNotfall
drei Dinge beherrschen
Deshalb kann jedes fünfte Kind
inWinterthur nicht gut schwim-
men: 21 Prozent der Kinder be-
stehen laut Sportamt den soge-
nannten WSC-Test nicht. WSC
steht für Wasser-Sicherheits-
Check – dieser Test wird in der
Regel nach der dritten odervier-
ten Klasse gemacht und zeigt, ob
die Kinder im Notfall drei Din-
ge beherrschen: eine Rolle im
Wasser machen (um nach ei-
nem Sturz darin die Orientie-
rung wiederzufinden), sich eine
Minute über Wasser halten und
50 Meter am Stück schwimmen
(um etwa an den Rand eines Be-
ckens zu gelangen).

Noch schwieriger ist die Lage
im benachbarten Illnau-Effre-
tikon: Dort erhalten die Kinder
nur ein Fünftel der empfohlenen
40 Lektionen, jedes dritte Kind
fällt dort durch den Test.

Dass dieses Problem weit-
verbreitet ist, belegt eine Studie
der Schweizerischen Lebensret-
tungs-Gesellschaft von 2024: 13
Prozent der 13- bis 15-Jährigen
in der Schweiz gaben an, wäh-
rend ihrer gesamten Schulzeit
noch nie Schwimmunterricht
gehabt zu haben. Dabei zeigen
sichmarkante Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land,wo die In-
frastrukturen rarer sind.

Im weltweiten Vergleich gehört
die Schweiz gemäss einer Studie
der OECD allerdings zu denje-
nigen Ländern mit einer sehr
hohen Schwimmquote – sie liegt
auf Platz 11 von 138.

Wermuss den Unterricht
ermöglichen?
Der Berner EDU-Nationalrat An-
dreas Gafner, Mitglied der Kom-
mission für Wissenschaft, Bil-
dung undKulturund ehemaliger
Präsident der kleinen Gemeinde
Oberwil im Simmental, spricht
für solche Landgemeinden: «Kei-
ne normale Nullachtfünfzehn-
Gemeinde kann sich die Finan-
zierung und den Unterhalt eines
Hallenbads einfach so leisten.»
Oberwil habe sich deshalb finan-
ziell am Schwimmbad im 25 Ki-
lometerentferntenLenkbeteiligt.
«Dort gehört ein Bad zum touris-
tischen Schlechtwetterangebot.»
Für die Schwimmlektionen wer-
den die Kinder dann blockweise
nach Lenk gebracht – «was lo-
gistisch ein grosser Aufwand ist,
weilwir genugEltern als Begleit-
personenbrauchen», sagt Gafner.

Er findet, die Eltern sollten fürs
Schwimmen die ganze Verant-
wortung tragen: «Schwimmen
gehört zu den Grundkompeten-
zen, die ein Kind zuHause lernen
muss. Sowie es auch dort lernen
muss, nicht vor ein Auto zu lau-
fen.» Theoretisches Allgemein-
wissen etwa über Strömungen
und die Gefahren kalter Flüsse
könne man den Kindern im Un-
terricht «trocken» beibringen.

Auf den Websites von man-
chen Kantonenwie beispielswei-
se Bern wird tatsächlich betont,
dass in erster Linie die Eltern in
der Pflicht stehen, den Kindern
das Schwimmen beizubringen.
«Aber auch die Schulen müs-
sen ihrenAuftragwahrnehmen»,
sagt BeatA. Schwendimannvom
Dachverband Lehrerinnen und
Lehrer Schweiz.

«Egal, aus welchem
Elternhaus sie kommen»
Er spricht von einer «geteilten
Verantwortung». Das Beibrin-
gen eines Bewusstseins für Si-
cherheit sei im Alltag Sache der
Eltern, «viele gehen ja auch aus-
serhalb der Schule in die Badi, an
einen See oder ans Meer». Den-
noch müsse die Schule gewähr-
leisten, dass sich alle Kinder im
Wasser sicher bewegen könnten,
«egal, aus welchem Elternhaus
sie kommen».

Und wenn aber die Infra-
struktur fehlt? Dann könnten die
Schulen ihren Auftrag nicht er-
füllen, sagt Schwendimann.Wie
häufig es vorkommt, dass Kinder
wenig bis gar keinen Schwimm-
unterricht haben, kann er nicht
beziffern. Seine Empfehlungen

sind deshalb,wie in Oberwil, aus
der Not eine Tugend zu machen
und den Schwimmunterricht in
Blöcken zu erteilen.

Rechtlich gesehen ist der Fall
klar: Das Bundesgericht hat be-
reits in verschiedenen Urteilen
(jüngst imKantonUri) festgehal-
ten, dass der Schwimmunterricht
zur Schulpflicht gehört. Zwar
ging es dort um religiös begrün-
dete Dispensgesuche, das Gericht
argumentierte aber auchmit der
Sicherheitsfrage: Der Schwimm-
unterricht diene der gesund-
heitspolizeilichen Vorsorge so-
wie der gesellschaftlichen Inte-
gration und Chancengleichheit.

Verbände und Sportlehrer
sind alarmiert
Im Zuge des Sparprojekts «Ent-
flechtung 27» plant das Eidge-
nössische Finanzdepartement,
das bundesrechtliche Obliga-
torium von drei Turnstunden
pro Woche aus dem Sportför-
derungsgesetz zu streichen. Die
Kantone sollen künftig selbst
über die Stundendotierung ent-
scheiden.

Verbände und Sportlehrer
sind deshalb alarmiert. Jonathan
Badan, Präsident des Schweize-
rischen Verbands für Sport in
der Schule,warnt vormöglichen
Konsequenzen: «Fällt das Obli-
gatorium, können Kantone die
Sportstunden kürzen – zusam-
men mit den Sporthallen wären
Hallenbäder die ersten Infra-
strukturen, die gestrichen wür-
den.» Badan befürchtet, dass vie-
le Gemeinden die Gelegenheit
nutzen könnten, um Kosten zu
sparen, anstatt zu investieren.

Viele Kinder lernen trotz Pflicht
nicht schwimmen
Badeunfälle Manche Schulkinder haben nie Schwimmunterricht. Fehlende Hallenbäder und grosse Unterschiede
zwischen Stadt und Land sind Gründe dafür. Müssen die Eltern mehr Verantwortung übernehmen?

Zwischen demZiel
und der Realität
in den Gemeinden
klafft ein Loch:
Es fehlen vielerorts
die Hallenbäder.

Google Discover Wer über Goo-
gle Nachrichten liest, stösst seit
einigen Wochen auch auf Mit
teilungen der SchweizerBundes-
verwaltung. Der Google-Dienst
Discover, der etwa auf Android-
Handys unter der Suchleiste er-
scheint, zeigt neu neben Medi-
enbeiträgen auch amtlicheTexte.
Etwa auf dieTextemit denTiteln
«Bericht zeigt steuerpolitischen
Handlungsbedarf der Schweiz»
und «2. Sitzung der Kommissi-
on für historisch belastetes Kul-
turerbe».

Die Bundeskanzlei bestätig-
te diese Entwicklung. Sie geht
auf eine Erneuerung der Web-
infrastruktur des Bundes zu-
rück, die vor vier Jahren ange-
kündigtwordenwar, das schreibt
die «Aargauer Zeitung». Seither
wurden dieAuftritte derVerwal-
tung schrittweise überarbeitet.
Die Bundeskanzlei präsentiere
die Inhalte nun technisch bes-
ser, so die Bundeskanzlei. Kon-
takte mit Google habe es nicht
gegeben.

Bundesrat plant
eigene News-App
Parallel dazu plant der Bundes-
rat eine eigene App. Ab Sommer
2027 soll sie über Regierungs-
entscheide undVerwaltungsmit-
teilungen informieren. Den Ent-
wicklungsauftrag erhielt Ende
Mai derBerner Softwareentwick-
ler Apps with Love – für rund
3,5 Millionen Franken.

SVP-Nationalrat RémyWyss-
mann bezeichnete die App im
«Blick» als «Propagandainstru-
ment». In einerDemokratie soll-
ten nicht Behörden, sondern un-
abhängige Medien informieren,
sagte der SolothurnerNational-
rat. Der Bundesratwiderspricht:
Die App sei gerade angesichts
von Desinformationskampag-
nen und in Krisensituationen
wichtig. (sab)

Behörden-News
ploppen auf dem
Smartphone auf

Kryptomarkt Der Bitcoin ist aus
seinem jüngsten Seitwärtstrend
nach unten ausgebrochen und
auf ein 21-Monats-Tief gefallen.
Die älteste undbekanntesteKryp-
towährungwar im frühenHandel
auf derPlattformBitstampbis auf
57’735 US-Dollar abgesackt. Das
warderniedrigste Stand seitMit-
te September 2024.

Zuletzt notierte der Bitcoin
bei gut 58’600 Dollar und damit
wieder innerhalb der seit knapp
einer Woche geltenden Span-
ne zwischen 58’000 und knapp
61’000 Dollar. Anfang Juni hatte
die Kryptowährung noch deut-
lich über 70’000 Dollar notiert.

Der Bitcoin leidet derzeit ins-
besondere unter den Inflations-
gefahrendurch die zwischenzeit-
lich hohenEnergiepreise imZuge
des Irankriegs. Es wird befürch-
tet, dass die US-Notenbank mit
höheren Leitzinsen gegensteu-
ern könnte, um Zweitrundenef-
fekte zu bekämpfen. Daswieder-
umwäre eine schlechteNachricht
für Investoren,die in risikobehaf-
tetenAnlagenwieKryptowährun-
gen engagiert sind,die keine Zin-
sen abwerfen.

Erst jüngst hatte US-Noten-
bankchef Kevin Warsh bei sei-
nemerstenAuftritt alsVorsitzen-
derderNotenbankdieBedeutung
derPreisstabilität besonders her-
vorgehoben. (DPA)

Bitcoin fällt
auf tiefsten Stand
seit 21 Monaten


